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BFS Bundesamt für Statistik
BAG Bundesamt für Gesundheit
FK-SR Finanzkommission des Ständerates
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
WHO World Health Organization
BIF Bahninfrastrukturfonds

OFS Office fédéral de la statistique
OFSP Office fédéral de la santé publique
CdF-CE Commission des finances du Conseil des Etats
DFI Département fédéral de l'intérieur
OMS Organisation mondiale de la Santé
FIF Fonds d'infrastructure ferroviaire
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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Voranschlag

In der Herbstsession 2021 beriet das Parlament den Nachtrag IIa zum Voranschlag
2021. Peter Hegglin (mitte, ZG) präsentierte die Nachtragskredite in der Höhe von CHF
644 Mio. dem Ständerat. Die FK-SR habe zwar alle bundesrätlichen Anträge
gutgeheissen, störe sich jedoch an der «Kurzfristigkeit der Botschaft», zumal den
Subkommissionen keine Zeit für eine vorgängige Beratung geblieben sei. «Nach mehr
als eineinhalb Jahren Corona-Krise sollten wir wieder zum normalen zweiteiligen
Nachtragskreditverfahren zurückkehren können», forderte der Kommissionssprecher.
Kaum Aufmerksamkeit erzielte im Ständerat die Tatsache, dass die Vorgaben der
Schuldenbremse aufgrund des Nachtragskredits nicht erfüllt werden könnten: Dieser
Nachtragskredit würde das veranschlagte Defizit im ordentlichen Budget auf CHF 2.4
Mrd. erhöhen, obwohl dieses gemäss Schuldenbremse im Jahr 2021 nur bei CHF 1.9
Mrd. liegen dürfte. Hingegen kündigte Finanzminister Maurer an, dass der Bund Ende
Jahr wohl CHF 5 Mrd. weniger an ausserordentlich verbuchten Corona-bedingten
Kreditposten benötigen werde, als im Budget vorgesehen war. Dieses Geld werde
folglich gemäss der vorgeschlagenen Änderung des Finanzhaushaltsgesetzes in den
Abbau der Covid-19-Schulden fliessen.
Diskussionen gab es in der Folge zum Antrag, dem Bundesrat die Kompetenz zur
Weitergabe von 4 Millionen Impfdosen des Covid-19-Impfstoffes AstraZeneca an die
Covax-Initiative der WHO zu erteilen. Die Covax-Initiative setzt sich für einen
weltweiten gerechten Zugang zu den Covid-19-Impfstoffen ein. Beat Rieder (mitte, VS)
fürchtete sich vor einem Reputationsrisiko für die Schweiz, wenn sie Impfstoffe, die in
der Schweiz nicht zugelassen sind, «einfach irgendwo in Drittländer exportiere[...]».
Sinnvoller sei es, der Covax-Initiative den Gegenwert der Impfstoffe in Franken zu
überweisen. Der Finanzminister anerkannte zwar den entsprechenden Vorbehalt,
erachtete diesen «Beitrag der Schweiz» ob den zahlreichen, auch europäischen
Staaten – wie der Kommissionssprecher ergänzte –, in denen der Impfstoff eingesetzt
wird, dennoch als wertvoll. Ohne Gegenstimmen, aber mit 3 Enthaltungen, nahm der
Ständerat den Nachtrag IIa sowie einstimmig den Bundesbeschluss II über die
Entnahmen aus dem Bahninfrastrukturfonds für das Jahr 2021 an.

Im Gegensatz zum Ständerat lagen einige Tage später im Nationalrat drei
Minderheitsanträge Guggisberg (svp, BE) vor. So verlangten die Minderheiten, die
Nachtragskredite für das Globalbudget des BAG, den Beitrag an Gesundheitsschutz und
Prävention zur Überwachung neuer Virusvarianten und denjenigen für das Globalbudget
des BFS allesamt im Budget des EDI zu kompensieren. Der Minderheitensprecher
verwies auf die CHF 24.4 Mrd., welche zur Bewältigung der Pandemie bereits bewilligt
worden seien, sowie auf die zu erwartenden und bereits angekündigten
Budgetunterschreitungen in der Höhe von bis zu CHF 8 Mrd. – auch im EDI. Folglich
sollten diese nun zusätzlich beantragten Kredite departementsintern kompensiert
werden. Nach zahlreichen Wortmeldungen bat der Finanzminister die grosse Kammer,
auf die Kompensation zu verzichten, da damit die Transparenz verringert werde. Man
wolle Ende Jahr klar ausweisen können, was die einzelnen Kreditpositionen gekostet
haben und wo Kreditreste bleiben. «Ich glaube, wir sollten alles, was in dieser Krise
ausserordentlich passiert ist, auch ausserordentlich ausweisen», begründete der
Finanzminister seine ablehnende Haltung. Mit jeweils 140 respektive 139 zu 54 Stimmen
lehnte der Nationalrat die drei Minderheitsanträge gegen den Widerstand der SVP-
Fraktion ab. Keine Diskussionen gab es zu den übrigen Nachtragskrediten: Der
Nationalrat hiess die Zusatzkredite über CHF 411 Mio. – etwa den Kredit zur Bewältigung
der Covid-Pandemie (CHF 164 Mio.), den Kredit für die Passivzinsen (CHF 85 Mio.), den
Verpflichtungskredit «Wald 2020-2024» (CHF 100 Mio.) – sowie die Investitionen über
CHF 233 Mio. in den BIF stillschweigend gut und verabschiedete sie in der
Gesamtabstimmung mit 155 zu 39 Stimmen. Auch der Bundesbeschluss II über die
Entnahmen aus dem Bahninfrastrukturfonds für das Jahr 2021 wurde mit 153 zu 41
Stimmen gutgeheissen, wobei die ablehnenden Stimmen erneut von Mitgliedern der
SVP-Fraktion stammten. 1
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1) AB NR, 2021, S. 1798 ff.; AB SR, 2021, S. 848 f.
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